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nung der RatJmehrheit. Ocr Abschirmung und Unvc'TSchnheit der überkommenen inttrventio­
nistischen Binncnordnunl cn wurde Vorrang einger.1umt· '. 

Dabei waren die unIersteIlten QualillUen der hochregulie«en Binnmordnungen, irubc$Ondere 
ein wiruamer Eisenbahnschutz und die Abwehr .. ruinoser Konkurrenz" , schon lange umslril­
IcoOl, Wath5endc erfahrung,slestÜlzle Kritik bezweifelte die Zielwirk.samkeit der Prci$bindung 
und Angcbotskont ingentierullI und unterstrich die durch die Regulierulli ausgelOSten Lei­
$!ung5einbußen und KoslClUleigerungenll , In einigen Mitglitdswlen und Dritlillndern waren 
aufgrund eigener EhucMIIUng auch schon weitgehende Dcrqulierungen deT nalianal.:n Ver­
kehrsrnarktordnungen durchgcfOhn worden. Doch selb$1 dide AnstOße vt:rmochtcn es nicht , 
im Ministerrat einen Enl5cheidungsprozeß mit dem Ziel \'ertragskonformer Regelungen in 
Gang zu setten. SonderimerdSen, ~unllehst nur mllßiges Engagement der verladenden Wirt ­
schaft und aus Unkenntni s stammendes Oesintereue der Öfrent1ichkeit stOt~ten die Handlungs­
blockade. So konnlen selbst in einem liberalisierungsgendgteren Klima die Fi~punkte "bilate­
rale Kontinsente" und "KabotageverbQt" ausgespart werden. Nichtstun erschien gegenUber 
einem vermeintlichen Kraftakt, der innenpolitisch belasten kOnnte, als die bessere Alternative. 

O ie juristischen BegrOndungsve rsuehe mit dem Hinweis, der Vert rag sei auf keine bestimmte 
Verkehrsordnung festgelegt, und deshalb bestehe fllr den Ministerrat ein nahew unbeschränk­
ter inhaltlicher und zeitlicher Ermessensspielraum rUr die ErfllUung der Bestimmungen des 
Art ikels 7~ EWG_Verlrag. kann nur als SelbSlbeschwiehtigung gelten. Zu offenkundig waren 
und sind die Diskriminierungstatbestände. Das Klammern an diesem Argument und seine 
ZUTllekweisung dureh das Gericht lassen allerdings deutlich erkennen, daß vert ragsen tspre­
chende Regelungen nach Artikel 7~ EWG-Vertrag eben doch eine ordnungspolitische Richtung 
fur die gemeinsame Verkehrspolitik anSeben. die mit den Zielen und den allgemdnen G rundsät­
zen des Vertrages harmonisieren. Die OberprOfung der bestehenden rechtlichen Verpflichtun­
gen und politischen MOglichkeiten zeigt, daß das EuGH -Urtdl natOrlich nicht die Durchset~ung 
eines bestimmten, in den EinleIregelungen feststehenden Ordnuß3Skonzeptcs verlangt. aber 

,d och eine ordnungspolitische Richtungsentscheidung im Sinne dner Liberalisierung bestehen­
der Restriktionen einsch!ießtll • 

Damit ist die Politik gefordert. Es ware aber falsch lU meinen, daß mit dem EuGH-Urteii noch 
nichts entschieden und noch alles offen seil!. Die Spannwc1lederOptionen mag der eine Ils eng 
und der andere als weit bezc:i<:hnen. sie ist aber jedenfalls eingegrenu und durch d ie Umsetzun, 
des Unei ls in eine rich tungsbestimmte Anpa.$sungsdynamik gestellt. Das politische Umfeld fOr 
ein Auf,reifen der juristischen Impulse war im Ubrigen gUI bereite'!. Fast g1ekhuitig hatte der 
Mliländer Gipfel der Regierunpchefs dcm Wdßbuch der EG·Kommission Ober die Voll-
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endung des Binnenmarktes zugestimmt und bis 1992 die Hcrstellung eines freien Verkehrsmark_ 
tes innerhalbderGemeinschart beschlossentl. In d iesem Rahmen fOgtdas EuGH-Urtdl wesent­
liche Markierungspunkte ein. Die Vorgaben des Gerichts griff der Ministerrat in .seiner Sitzung 
vom 14. I 1.1985 auf und legte die Grund~Ose fOr eine Neugestaltung der marktbedcuuamen 
Organisat ion des Straßengl1terverkehl'$ innerhalb der Gemeinschaft fest '01. Beschlossen wurde 
die Schaffung dnes freien Marktes ohne quantitative ßescbr:lnkungen bis sp:ltestens 1992. Zur 
Vorbereitung und F1ankicrung dieser El\Ischddung wurde ferner bestimmt, daß in der über­
gangszeit zum einen der dis kriminierende Charak ter der bilateralen Kontingente durch eine 
Ausweitung des Gemcinschaftskontingents abgebaut und ferner bestehende Wcttbewerb$ver_ 
zerrungen beseitigt werden. Diese Linie wu rde in der Ratssit~ung vom 18. / 19.6. 1986 bestlltigt 
und mit einem konkreten Anpassungsbeschloß zur Aufstockung des Gemeinschart skontingcnu 
weitergefilhrt. 

Die Verletlung von Artikel 75 EWG-Vcr trag war d ndeutig und seit langem bekannt. Es ist d es­
halb bemerkenswert und gewiß auch kein Zufall. da/l die Untllt igkeitsklage, der Urtei!sspruch 
und die daran anknQpfenden verkehrspoUlischen Entscheidungen des Rates in einer Zeit gefal­
len sind, inder die Rcgulierullgcn des Verkehrsscktors im Kreuzfeuer breiter und intensiver Kri­
tik stchen und Libcralisierungswellen um sich greiren. Dill! Bestreben. auch die Marktordnung 
des Verkchrs mit den MaßUlIbtn der Wettbewerbswirtschart ~u liberprllfen. hat dem recht­
licben Zwang. fast in Vergesscnheit ge ratene Unterlassungen zu heilen. ein ganz ungewöhn­
liches Gewicht und breite Aufmerksamkeit gegeben"'. 

Die Konsequenzen dcs EuGH -Urleils sind deshalb auch niehl primar administrativ anpassender 
Art, sondern von grundlegendem verkehrspoli tischem Gewicht. Der Urteilsspruch lwingt zu 
einer Entscheidung Ober die gemeinsame Verkehrspolitik in einem nunmehr abgesteckten 
Gestallungsfeld und 2eitlich~n Rahmen . 

1.2. AnJXjSSung IInru Marku;wtml 

Die Frage einer Ordnungsreform der Verkehrspolitik war allerdings ohnedies gestellt. So wich­
tig die Schubkraft des Urtdls und die Furcht vor Anschlußktagen auch sind, fOr die ßegrUndung 
einer marktwirtschaft lichen ""eurormierung der Verkehrspolitik hätte es des Gerichtsbeschlus­
ses nicht bedurft. Einschneidende und nachhal tige Veränderungen der Bedarfs- und Nachfrage­
struktur verlangen wcscnllich mehr Beweglichkdl fUr die Gestaltung der Ldstungsangebote 
und fOr die PrcisbildungsmOglichkdtcn, als der alte Ordnungsrahmen herzugeben ver­
mochte' ZI. Neben und oft an stelle der mengen mäßigen Ausdehnung sind steigende AnsprUche -9) vp. SdlluCloI,....,mltrlclts Europaiodlen RaI" voona.Il9. 6. 19U.IJuD. EG 6--19&5. S, 13 r.. Nr. 6. 
10) Pr .... kommunkllo< tonlllJ (1'rQ1C 169). 
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Die T heorie der Regu lierung hat die unter marktwirtschafttichcn Gesichtspunkten bestehenden 
Hauptproblemc mangelhaften Wellbewerbs strukturiert und unter drei Stiehpunklcn zusam-
mengefaßc ' 
a) natllrliche Monopole, 
b) ruinöse Konkurrenz, 
c) externe Effekte und Wettbewerbsverzerrungen. 

Zu diesen Punkten liegen zahlreiche l.[teraturbcitrlige vor. die in ihren wesentlichen, mehrheit­
lich getragenen Aussagen rur eine Zurllckdrängung und bercichsweisc für eine ßeseiligung der 
Regul ierungen plädieren. 

P ra ktische Anstöße zur Entwicklung einer allgemeinen Regulierungslheorie sind unter anderem 
von dem Verkehrssektor ausgegangen, der bereits Ende des letzten Jahrhunderts besonderen 
staat lichen Regelungen unterworfen wurde. Die Verkehrsmarktregulierung ist im Lauf der letz­
ten l ahrtchnte in der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion weilgehend verworfen worden. 
Wenn damit auch die Frage "was ist Okonomisch sinnvolle und begründeIe Regulierung?" 
deutlicher beanlwOrtct werden kann, so ist die Frage, warum die Erkenntnisse in der polilischen 
Realität oft nur geringe Beachtung finden, warum und wann Politiker an ökonomisch unge­
rechtfertigten, ineffizienten Regulierungen fcsthal!en, nicht so deutlich zu beantworten, Diese 
Fragestellung ist Gegenstand der politologisch ausgerichteten posit iven Theorie der Regulie. 
rung, die hier nicht aufgegriffen wird' Ol . 

2.2. Mafklversagtll als BegrlJf1dung slaallicher Regulierung 

Staatliche Eingriffe in den Wettbewerb durch Regulierung werden mit Marktversagen _ Stich· 
worte: natUrliclleMonopole, ruinose Konkurrenz, externe Effeklc und Wcubcwerbsverz.errun· 
gen - begrUndet. Entweder ist a ufgrund bestimmter ökonomischer Merkmale sich selbst über­
lassener Wettbewerb um Märkte unmOglich (z . B. bei Offentlichen Gütern) oder es kommt bei 
u nresu liertem Wettbewerb zu unerwünschten, wohlstandsmindernden Marktergebnissen. 

• Was alsein Versagen des Marktes anzusehen ist, hängt von dem Wettbewerbskonzept, das dem 
Marktsystem zugcordnet wird, ab'''. Die traditionelle Theorie des Marktversagens ist an 
Marktergebnisabweichungen im Vergleich zum statischen Modell der vol1sllindigen Konkur· 
renzorientien, Dagegen verstehen neuere Theorien, die den Wettbewerb als dynamischen Pro· 
zeG von Neuerungen und Anpassungen auffassen, unter Marktversagen fehlgesleuerte Koordi· 
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nalionsvorgänge der individuellen Entscheidung von Anbietern und Naehfragern am Markt. 
Oie Koord inationshemmnisse mUssen demnach beseitigt werden, um den Marktmechanismus 
zur Wirkung kommen zu lassen, der dann die gewltnschten Marktergebnisse hervorbringt. Ocr 
Zusammenhang von Marktstruktur und Marktverhalten gilt dabei nicht als eindeutig. Es kann 
nicht von einer Position außerhalb des Marktgcschehens eine optimale Marktstrukt ur vorgege_ 
hen werden. Einzelwirtschaftliche Effizienz und günstige Kostenlagen kOnnen einen gewissen 
Konzentrationsprozeß der Unternehmen in Richtung auf kostenoptimale Betriebsgrößen nOI· 
wendig werden lassen. Bei der BegrUndung des Marktversagens ist dem fairen und leistungSSIar. 
ken Wettbewerb als Prozeß Rechnung zu tragen'OI. 

2.2 .1 . NaUlr liche Monopole und Regulierungsbcdarf 

NatUrliche Monopole': ' (leitungsgebundene Ver- und Entsorgung, Schienenverkehrsnetze) ent· 
stehen durch ausgeprägte Größenvorteile der Massenproduktion oder lund Verbundvorteile bei 
der Produklion verschiedener GUter oder Leistungen in einem Unternehmen. In dem durch die 
Nachfrage abgesteckten P roduktionsbereich nehmen die StUckkosten bei wnehmcnder P ro· 
duktionsmenge ab. Oie Auf teilung der Produktion auf mehrere in Wettbewerb um einen Markt 
stehende Unternehmen iSI ökonomisch nicht sinnvoll, da dic insgesamt nachgefragte Produkt· 
menge stets nur zu hOheren Gesamtkosten hergestellt werden kOnnte. Zur vollständigen Cha. 
rakterisierung natürlicher Monopole kommen "verlorene" Kosten oder Investitionen (sunk 
oosts oder lrrevcrsibililliten) hinzu. Der Begriff "verloTene" oder "versunkene" Kosten kenn· 
zeichnet langfristig nutzbare Produktionsraktoren, die nicht oder nicht ohne extrem hohen 
Wertverlust in andere Unternehmen oder in vollkommen andersgelagerte Nutzungen einge· 
bracht werden kOnnen'tJ. 

Zwei ArgumentationsHnien werden zur Regulierung natürlicher Monopole angefUhrt, Zum 
eincn sind gesamtwirlSehaftHche .. durch das Monopolverhalten verursachte Einbußen an Wohl· 
fahrt zu vermeiden, Bei gewinnmaximierendem Verhallen des Monopolanbieters liegt der 
Monopolpreis oberhalb des WettbewerbspTeises und die Angebotsmenge unterhalb der Wettbe· 
werbsangebotsmenge. Für die Nachfrager ist dies eine wohlstandsverschlcchteTnde Situation. 

Damit die GrOßen- und VerbundvoTteilevo ll wirksam werden kOnnen, so wird in einer weiteren 
Argumentationslinie ausgefuhrt, sind naturliche Monopole durch Regulierung vor Wettbewerb 
durch Marktzutritte und auch vor Substitutionskonkurrenz zu schUtzen . Dies gilt dann. wenn 
die Monopole auch bei Preisdifferenzierung selber nicht in der Lage sind, die effiziente Markt· 
struktur mit kostenminimaler Produkt ion zu erhalten, wenn sie also nicht mehr marktzutritts­
Tesistentsind. OerSchutzdes natUrliehen Monopols{z. B. der Eisenbahn) zwingt dann im Laufe 
der Marktentwicklung zur Regulierung weiterer MaTklteLinehmer, die zum Monopolangebot 
substitutive oder alternative GUter oder Leistungen anbieten. Die anwachsende Konkurrenz 
zwingt zu gesamtwinschaftlich bedenklichen Interventionsspiralcn2~'. 

20) VII. Will. U .• M .. ltJ>1"O ...... Kr!ni, ueinIT •. \980. 
11) VJl. KfI>#. J., Okonomi • ••• , • .•. 0.: SMrby, W. W., n... 111<ory 01 Na'UfOl MOfIopoly. Cambridl< u.'. 1981: 

III>umol. W.J., ""nu'. J.C., Will;'. R.D .• ConI<S1.ble M .. k ... and IM"Th«>fy of Indumy SI,""'u, •• N< .. yo,k 
u .•. 1982: &"",01. W. J., On,h.CooI T .. "f<>rNatur.1 Monopoly i • • Mul'ipeodUCl lnduu,y. in: Am.,i<:an Eoono­
mi. Review, Val. 61 (1917). S. 809·822. 

22) VI.! . XfI>#, J .• Okonorni •...• • .•. 0 .• S." fl. 
2)) Vg!. Will.k~. R" In'.rvcntionlSpt,alen lnde, dtut",hen V.,k.hnpoli'ik •• ••.•. 0 .• S. 116-128. 
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Die praktische Erfahrung zeigt heme, daß die Ablehnung eines wcttbewerblichcn Sdd:tionsme. 
chanismus von Argumenten ausgeht, die nicht zwingend sind, sonder!! eher hiSloriSCh gewach­
sene: Bindungen an ilberholte Erkenntnisse darstellen. Empi rische Studien weisen beispielsweise 
darauf hin, daß sinkende Grenzkosten in bestehenden natUrlichen Monopolen nicht sicher 
anzunehmen, sondern genauso gUI konstante Grenzkoslcnverläufc festzustellen sind"'. Ein 
Abbau der staatlichen Marktzutrittsschranken wUrde durch das Selektionsverfahrcn des Wen­
bo:werbs eine KostenkontroUe bewirken und damit auch die Rechtfertigung des "natürlichen 
Monopols" Uberprllfen. ßeslehllalsächlich eiß ökonomisch begrllndetes natUrliehes Monopol, 
dann setzt es sich im Markt durch ulld bedarf auch keines st:J.atlichen Schutzes, wenn Konkur. 
rellten die Verhaltensspielr:tume des Monopol$ begrenzen. Für die Eisenbahn besteht seit Jahr· 
zehnten eine aktuelle KOllkurrenz durch den Straßenverkehr, der selber keine Tendenz zum 
natürlichen Monopol aufweist. Damil kalill das Eisenbahnmonopol getestet und diszipliniert 
werden. 

Funktionsmlingel des marktlichen Lenkungs·, Kontroll· und Selektionsverfahrens dUrfen für 
den Fall hoher verlorener Kosten und realer GrOßen· sowie Verbundvorteilen nicht ausgeschlos· 
sen werden. Für die Eisenbahninfrastruktur kann von diesen regulierullgsbedürftigen Saehver. 
halten ausgegangen werden. nicht aber fUr den Eisenbahnbctrieb. Aus den theoretischen Über. 
legungen ist zu folgern. daß ein natürliches Monopol wie die Eisenbahn grunds:ttzHch zu über· 
prüfen ist und bei wirtschaftlichem Betrieb nkht durch Regulierungen vor Wettbewerb 
geschUtzt werden muß. Die sich selbst überlnssenell Marktkräfte drohen mit SubstilUtionskon· 
kurrenz und Newcomern. Das Monopol wird angehalten. standig die ßetriebsgröße, Kosten· 
lage. Angebotsgestaltung und Preisstruktur zu Uberprilfen und sich neuen Entwicklungen der 
Aufspaltung des Gesamtmarktes in Wenbewerbsmärkte und in verbleibende Monopolmärkte 
anzupassen. 

Die Krise der Eisenbahn in den letzten Jahrzehnten zeigt, daß ein Monopolschulz durch Regu· 
lierung eine Fehlkonstruktion ist und SanierungsUberlegungen ohne Regulierungsabbau am 
Ursachenkomplex vorbeifUhren. Eine verkehrspolitische Diskussion fiber die Eisenbahnsanie· 
rung kann nicht über ernsthafte Vorschläge und Forderungen zur Änderung der Entscheidungs· 
kompetenzen und zur Eigenwirtschaftlichkeit hinweggehen. lIei einer Deregulierung der Ver· 
kehrsmlirkte sind veranderte Preisbildungsmöglichkeiten aber auch betriebliche Anpnssungen 
der Kapautäten und l.eistungsangebote in die Überlegungen einer veränderten nationalen und 
internationalen Ordnung mit einzllbeuehen. Eine Entscheidllng. in welchem Umfang lind in 
welcher Art sich die Gesellschaft eine Eisenbahn leisten will, kann auch ein wirksamer Wettbe· 
werb herbeiführen oder erleichtem. Dies entspricht der Konsumentensollveränität. Gibt der 
Staat politische Vorgaben, dnnn stehen die finanuel1en Konseqllenzen einer verursaehergercch· 

24) VILMQII.,. J .. SI .. , uTICIM.,kt •..••.•. 0 .• S. t8Jrr.: K~. J .• Norm.t; •• Iln'immunl d .. R'lulierun"b."'ieh •• 
in: Il<ih.rt. zur Konjuk'urpoli,ik. II,r, n. Derl;n t986. S. 27 rr.: dorf .• Okoll<'''''' ..• , •.•. 0 .• S. 911. u. S. l) rr.; 
O,...,n. B. M .• B,aeuli,.,m. H .• Th< R'IUI.'iOO G ......... 0 .. S. 180 rr. 
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tell Anlastung der politischen Aufträge zur Diskussion. Eine Lösung bietet das Prinzip speuel· 
ler Entgelte. Ein Regulierongsbedarf ist hiermit nicht verblln~cn"J . 

2.2.2. Ruinöse Konkurrenz als Regulierongsargument 

Ruinöse Konkurrenz'" steht fflr zwei grllndlegende Weubewerbssituationen. die eine gesamt· 
wirtschaftlich bedeutsame Fehlsteuerung des Marktes bewirken. 

( I) Die P reise werden von einem Untemehmen oder einer Untemehmensgruppe solange unter 
den variablen StUckkosten gehallen, bis Mitwettbewerber den Markt verlassen (cut throat 
competition). Ein solcher Vemichlllngswettbewerb ist auf hochkonuntrierten Märkten, 
besonders in engen Oligopolen, als Kampfstrategie zur Verdrängung von Konkurrenten 
möglich. Leistungs· und Kostenkriterien spielen bei der Verfolgung der Markutrategie 
keine entscheidende Rolle. Voraussetzung ist ein ausreichender finallzieller Rflckhalt bei 
dem so agierenden Unternehmen. Dureh die nachfolgende Konzentration werden größere. 
fIbernorma l gewinnversprcchende Preisspielräume vermutet, die jedoch in der Realit!!t 
durch potentielle Konkurrenten schnell wieder bedroht und eingeschmolzen werden 
können. 

(2) Eine andere Variante ruinösen Wettbewerbs spricht ein bC$Onderes Anpnssungsverhalten 
VOll Unternehmen an, die bei deutlich zurflekgehender Gesamtnachfrage ein bestimmteS 
Ertragsniveau zu halten versuchen. indem tron sinkender Preise eine größere Güter. oder 
Leistungsmenge angeboten wird (inverses Angebotsverhallen). Insbesondere Familien· und 
Kleinbetriebe neigen zu intensitatSmäUigen Anpassungen (z. B. Partikuliere in der Binnen­
schiffahrt, kleine Frachtführer im gewerblichen Straßengflterverkehr). die eine anhaltende 
Branchenflberkapazitlit herbeiführen. Trotz gesllnkener Preise und NachfragerUckgang 
werden Kapazitäten nicht abgebaut. Es fehlt den Enlscheidungsträgern an geeigneten 
Marktaustritts· und Markteintrittsinformationen ZUr Vermeidung von Überkapazitäten. 

In einem wie im anderen Fall ruinöser Konkurrenzsoll der Wettbewerb mit zeitweilig massiven, 
gegenseitigen Preisunterbietungen entarten. Werden bei funktionsfähigem Wettbewerb die 
weniger leistungsfahigen Grenzanbieter ausscheiden, $0 kann bei einem Vernichtungswettbe­
werb der vorgestellten Art niehl eindeutig entschieden werden. ob tatsächlich die ineffizienten 
Anbieter ausscheiden oder die effizient arbeitenden Unternehmen. 

Marktverdr!lngung im Sinne eines Kampfes um Märkte und Marktanteile ist a llerdings im nor­
malen Wettbewerb eine regelrechte Absicht der miteinander konkurrierenden Unternehmen. 
Eine Unterscheidung in übersteigerten und normalen Weltbewerb ist in der Praxis liußerst 
schwierig. 

l!l) VJl. Wm .nl<sc~ni".nrn Probkmkornpl .. wm $un'um. U .• V.rk.hupolilik ••.•. 0 .• S. 116ff.: 8owm. 11 .• Ei .. ~­
b.hn ... nl.",nl. V .. rOIU ..... ""h'.uTICIOrdnun'.poIi'ik. in: Ordo. 8<1. J6(198$). S. Ilt _lOfi: IJn.<h. M., Die o.:r~­
•• !irru,.. dn .,;...,I>oh._. in ~.n V .. <ini&tm S.u'm VOft Am .. ik. _ uTICI .... oi<:h darau. rü, di. 8und,",r.pub~1< 
Ocu, .. hlanJ krnrn Wj •• In: DVWG (11r.,.). Ak.u.tl< Probkm •...••••. 0 .• S. 24-47: tkrs .• Sanie ... n. d .. 0.:.'­
.. IIe" 8und"N~n dur.h Pri • • ,i,i,,"".! Ein. P,obkm,kl:w:.ln, Zti ... brih ror V"k.b""i ... "",h.r,. 47. J •. (t976). 
S. 19J_12I: AtJ,t'k. G .• Zum W<ll""W<,b ... i .. hrn Schi.n. "nd S".a.. Wer muD VOl w.m ,'KM.., ... r<lcnl. i~' 
DVWG (11"1')' Aku .. lI. Probkm •...••.•. 0 .. S. SO-SS: MkII.lb«h. R .• Ptobl.m ...... Sanim.rnsd.r I)eu'Kh<" 
Dund<>bobn durcb (\j, A.nd"unsln"i.u'iODdt.r R.hm.nbodin,un, .n. Tbun u. Fra"H"" •. M. t984: IVm,k •• R·. 
Ab«It. 0 .• TI><"", zu. Sankru ... .sc, o.:U'Khrn Dun&.b.hn. In: ZcitlChrlfi ror V"k.b""i ... nlC""r,.". J,. (19"). 
S.U-50. 

26) lVi/ku. R .. "RulnOOtKonkulf<nz" al, ... k.hrspoli,tKII<tA""rrI<n,.a .• • O .• S. t5S-t70; To/Iad",!. M .• Ruino~" 
W ... bcw.rb. IkrHn 1971. 
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lungen ausgenommen»'. Der Anteil der nicht wesentlich regulierten St ralkngOtnvtrkeh rc twi· 
sehen den EQ-Slllaten macht nach Sch:ltzungcn a~r allenfal ls ein Driue! aus. 

3.1. Diskriminienlflltn und Funklionsmiinttl 
im Weltbt~rb durch Gtnehmi,unpkonlinttnlt 

Die meisten grenzUberschrei tenden, innergemeinschaftlichen GÜterverkehre auf Straßen 
bedUrfen der Genehmigung und werden auf segmenlierten Teitmllrkten durchgeruhrt, die durch 
verschiedene Genehmigungskontingente voneinander abgegrenzt und zwischen den Straßen ver­
kehrstrll&ern der Mitgliedstaaten aufgeteilt sind . Neben dem EG- und ECMT-Konlingent regeln 
die jeweils ~wischen ~wei europ:tischen Parlnerstaaten ausgehandelten, bilateralen Genebmi · 
gungskont ingente noch immer den weitaus größten Teil der grenzllberschreitenden St raßen­
sOterverkehre innerhalb der Europlischen Gemeinschaft·Jl• Die multilateralen und bilatera len 
Systeme zur Beschrll nkung des Marklzugangs stehen in einer hierarchischen Beuehung ~uein . 

ander. Denn die Verfllgungsgewalt Ober eine ECMT. oder EG-Genehmigung eröffnet nur den 
bislang wenigen Inhabern den Zugang lU Sllmtlichen innergemeinsehdtlichen, a:renzllberschrei ­
tenden Relation5mll rkten. wllhrend die oftmals fUr jede einteIne Fahrt neu ~u beantragenden, 
bilateralen Genehmigungen die rlumlichen Bewegungsmöglichkeilen und die Marktnexibilitat 
der Kraftverkehrsunternehmen erheblich einengen. Das Genechi der bilateralen Kontingente 
verursacht durch seine Ausgestaltung. durch die administrative Praxis der Verwaltungs- uno 
Kontrollbehörden und auch die Anpassungs- und Umgehungsanst rengungen der Vcrkehu · 
unternehmen kostentreibende Friktionen im Verkehrssektor und Hemmnisse im europlIischen 
WarenauslauschU ). Insbesondere die Anwendung des Rel iprolitlltsprinups und das Kabotage· 
verbc)! schaffen in Verbindung mit der Unpaarigkeit der GUterströme statische OberkapazitlL­
ten und erfordern unnötige Lecrfahtlen, di e umweltbelastend wirken und die VerkehrS$icher_ 
heit becint rllchtigen . Paradoxerweise trC'len dennoch gleichteitig auf einteinen Relationsmllrk ­
ten Kontingenten&~se auf, denen nicht durch spontane Angebotsverlagerungen begegnet 
werden kann. Zudem wirkt du System bilateraler Kontingente diskriminierend , da es den 
Zugang ~um Gemeinschafuverkehr uneinheit licb regelt und den ge ... "erbliehen Glllerkraftver­
kehrsunlernehmen aus den Kerß$taaten der europlIischen Gemeinschaft ein größeres markt_ 
liehes Bellltigungsfeld eröffnet al,so!chen, die ihren Standort in den Randlagen haben. Zusam· 

]1) W ..... d i" .. JOIDri_ h10tlc ... ~~ fIIr die IUJulimlna des p nullbetKh«'ilmdocn sora6eqat ... .. . 
keilt. oiad .. V .. ordft~na IEWO) 1'1 •• JS6IIIJ des Ral .. __ I. Ocumber 19I1 1Ibet cIio Bild"" ..... IkfOC .......... . 
ftu,.l .. bII OO, .. kI.f1 ... k.~. rwi_ dm Mit ...... a.u ... ABI 1'1 •• LJ59 -.. 21. o.~t I9Il""';. di< e.. .. e 

-Rkhdink d .. !tol .. llbet die Aur .. dhlna """;n<anlOf R ...... fo.- _ 'ml'''' Bcfa.rIoorunJnr im oa. .. t.ar" .. kdl, 
1wirchoo Mi' aIitd .... ' ......... U. hU 1962. ABI 1'1 •• 70 ""'" ,. A_ t962, ... Lcu1"".~.ft cIIItdr die A ............ _ 
rlchl ~r>i< 1J/ S72...,.,. 26. Oltot..r Im. ABI 1'1' . nlln _ 2&. Now .... ber 191). &ido VotlC_tlf, ..... ,ub ... ri..." 
A"lIana. In dtm ~h di< 1kf0tdm0 ...... auf",lalrt' sind. die von Tarif,<J<!u ........... KOlll'namdnuna _ 
G< ... ""'t ......... I1ich' au,,_oil>Cl. 

lJ) DI< un'''Kbied~ Kon'I .... "I~ .. 1>d m:htlidt ",qdI: ECMT-Ko.uin ..... , II<kaMlmacltua, d .. RnoIl>\ion r:ks 
M1".0I ...... dn Ew.O$>Il ....... KO>rf .......... v .. tdlt .... ini .... lIbet die EirlrObnrna riMt "'ukilal .. a"" Kemln",lII' 
fa ...... ln' .. lI&liOl'l.I<" S!.llßmllll.",.rk.h. ""'" t t. M:In 1914. tulocn &dndn" du.ch dJ. Resoturion Nr . ~l Y(lIII1I . 
Mal 1910.10 ' BOBt I"'. TrillI. S. 291-lO-I. EQ.Kon'u. .... " V. tordnuna(EWCj 1'1 •• )t6-ln6d .. Rll"'orn \6 . 
O' ..... ber t91,aber du o.mdmclurftltond"..., rat dm GD1 .. traf, ... kdlt twio<bm don Mill!iednU1<n. All! 1'1 •• 
L 351/1 vom 29 . Ou~mbn- 1916. ",1oc",.Ind<t' du •• hdie V .. OtdnUIli (EWG)N, . )6n/ .,.om 20. 11. 19".1,, : ABI 
1'1 •• L U"<I6.om JO. ll. t9l,. Oie tMla, .. lkn Kon,ln, .. u .. inddwoh ""I<I>m>'udieh< Abtom ...... b,w. V., .... I_ 
'u", .... dnbalu", .n .wilC ..... do.lktndw.publik o..uschl.>1>d und dmjo.ml., ... IlG·Pll1 ..... ' .. '.n Dber""n In' .. _ 
nOltonlkn S"aß<tt" .. k.h. """'01&1' ... DlelC V .. rinbaru","" llrxl<n ,ieh 'n: 11,1 •• G .. EkhhoJJ. E .. ""k.lI. A ., 
Km... E .. G01«k •• n ••• k.h,"I«hl. Dd. 1.1. Au f! .. Bett'n 1968 Un'" Zi/fn- J .oS ff. 

l') niß< Dkon-omllCh. WOldi,.n, d .. M:ukuUI.nl'be.limm""S"" fOt den ... n'Obeu<h'ri'rndm Oo, .. k •• lh«kehl I .. 
EU'Oi»- "b' 8"<100. K .J .. Road It '"kI< Uu .. in, .OO EC Tr."""," P<>Iioy. Aklonhot 19&.1. i •• bn. S. n-I06. 
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mtn mit der Bcmcuuna der einteinen Gcnchmigungskontingcntc und den Verfahren, die zur 
Vencilußg der GcnehmigullIcn an die Unltrnchmm angewmtlel .wcrden, hai sich an den grenz­
überschreitenden StrailmgUltrvcrkehrsm3rktcn eine nicht nachfr<l8cgcre<:htc, unausgewogene 
und überdimensionierte Angcool$Struktur gebildet und bei schwierigem Marktlugang (or 
potentiell innnvat iolUktUt ige ~uanbiciCT verfestigt. Da die größlml)glichc Auslaslung einul. 
ncr Fahrzeuge und der dynamischen Kapazitäten sowie d ie Realisation optimaler BetricbsgrG-
6tn durch internes Unternehmenswachstum verbinder! werden, liegen die Kosten einzelner 
Transporte Ober dem möglichen Kostenminimum. Darüber hinaus entstehen Zusau:kosten 
durch aufwendige Bemühungen der Unternehmen. die NUlzungsintensitllten von Gem:hmigun­
gen ruT grenzüberschrei tende Verkehre zu erhöhen, etwa durch den Einsatz von Genehmigungs· 
kurieren in Pkw. Da bei solchen Anstrengungen und Praktiken Größenvorteile zum Tragen 
kommen. erweist sich insoweit die Gestaltung der Zutritts- und Betllt igungsbedingungen als 
mittelstands- und kleinunternehmensfeindlich. Erhebliche Kosten verursachen die Verwaltung 
der Kontingente und die bei den Genehmigungskontrollen an den Grenzen zwischen den EG­
Undern en:wungenen Zei tverluste. Letztere allein machen nach Berechnungen der EG·Kom· 
miss ion ca. 370 Mio. ECU je Jahr aus"). Die Markt~ugangsbeschrllnkungen im gewerblichen, 
grenzüberschreitenden Stra ßengUlerverkehr der Gemeinschaft sind diskriminierend ausgcstal· 
tet. Sie lassen nur einen unzureichend funktionierenden Wettbewerb zu. da sie die Erschließung 
einzelwirtschaft1icher Kostensenkunppotentiale, z.ll. du rch Verhinderung gUnstigcr Kapazi­
tlltsauslastungen hc- oder verhindern. Die somit Uhcrhöhten einzelbetrieblichen Kostenniveaus 
bilden zugleich eine nichl hinreichend marktgerceh te Grundlage rUr die Bi ldung der Deförde­
rungscntgelte. 

3.2. Divergierende MarkIlagen durch widersprUchliche TarifierungssYSltme 

3.2.1. Ungleiche Ausgangslagen im Wettbewerb durch das Nebeneinander antagonistischer 
Tari fieru ngssysteme 

Im engen Wirkungszusammenhang mit der Kapazitlltspolitik Slehen d ie Preisregulierungen"l. 
Die Bildung der Beförderungsc:ntgcJte fOr ~wischc:nstaatliehe GOtertranspone auf Stra ßen 
regelt die Verordnung (EWG) Nr. 3568/ 83. Deren Zustandekommen und die bis zum Ende des 
Jabres 1988 befristete Gü1ti,keil verdeutlichen den t.ansitorischen Charakter des Marktord· 
nungsrahmens fUr europSische SlraßengOtCTVerkehre. W:1hrend aber der Zcilplan zur Locke­
rung der Marktzugangsbescbrllnkungen in~wischen festliegt, findet d ie Ausrichtung der kDnrti­
gen P reispolitik noch nicht die gebIIhrende kritische Beaehtung. Die Unsicherheit im Gestal. 
tungsbereieh der Tarife bel31tC'l d ie Verkehr$mllrkte, denn sie erschwert die 
Entscheidungsfindung Ub<er' IlIngerfristige Investil ionen im Güterkraftvcrkehr. 

Den Ober8angscharakter der bestehenden Tarifordnun, verdeutlicht ihre Heterogenitlt und 
innere Widersprl1ehliehkeit . Sie ~~igt noch immer einen fundamentalen ordnungspolitischen 
Zwiespalt. indem sie gleiehteitl8 Referenzlarife lind obligatorische Tarire ~uJ:lßt . Obwohl 

lS) vp. Komm'lSion de. t!u'OplllChl:n Onnri"lClurf .. n. Saoh'''OIIr>d.",nb •• k h' Obn S<:hwi.ti, tril'" Im " .... Übet· 
ICh,ri,md<n s .. aIkn •• EllCnbohn· ur>d Uill ... ....,~.lfl ......... ~ ... '. SIlC/:s60 _"'~" ... 0 .. 1912. S. 1611. 

)6) EI ..... Ob<tblick ur>d cl .. An>'" d ... Prcl"q:u tiotUlI.m Im ,.m.tnscul,t.eh<n "en'01><ll<h,rileD<kn GUI"k •• ,, · 
... teh ••• bon: ~"" 11 .. o«<,"tOl'OI\ol Ra, .. I<>< In,«,,"lon&l Ro.ad II>ut ... w •• hin lh. EUIOp<'Il:I Commun"1. 
in: Jou .... t of Tr. I\jI")" Economin and PotkJ'. VIII. XVtt1 ( [9So1). S. 21_50ur>d Uppold •• M .. T.,ifbildunl und 
Tarlfe"'wiett"", Im 1 .. , •• " . llon.lo. Sltall<",olm-.. k.h •• In: R(JM~ ,...,~ LllkllS(t m. 11 .. S.,,""nQ~. 11. (111)&.). 

RJ{W·H.r>dbu<h Tr .... pot!.,. LI, . I. Betli. 1985. U15. 5.1-25. 
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intwischcn im Gegensatz zu den vorangegangenen Regelungen den Referen:uarifcn eine Vor­
rangstellung eingeräumt wurde und obligatorische Tarife nur rllT Ausnahmerlllle vorgesehen 
sindJn• hat sich am faktischen Übergewicht der Margenlarife nichts gelinder!. Denn die Ahm;l­
gliedstaaten Deutschland, Frankreich, Italien und die Bendux_Gruppe haben untereinander 
abermals obligatorische, bilaterale Tarife vereinbart. Das Nebeneinander von freier und ne­
~ibler Preisbildung unter Beachtung empfehlender Referenztarife $Owie streng einzuhahender, 
festgesetzter und starrer Tarifmargen verzerrt die Weltbewerbschancen der nationalen Straßen­
gllterverkehrsgewerbe je nach Einbindußg$intcnsillil in die heiden Prcisbildungs$)'$teme. Es 
begllnSligt darllbcr hinaus GlI!erproduzcmen, die ihre Standorte in Mitgliedstaaten unterhal­
ten, in denen sie Frachtentgelte aushandeln können, die unterhalb der Margenumergrenze der 
o bligatorischen Tarife gleicher Gllterklasse und Entfernungsstaffel liegen; deren Waren gelan­
gen kostengünstiger zu ausländischen Abnehmern als die der Konkurremen aus anderen Part­
nerstaaten_ 

3.2.2. Bedarfsgerechte Marktentwicklung unter Rcferenttarifen 

Es mag zunllchsterstaunen, daß diein einzelnen bilateralen Tarifwerken ausgewiesenen Fracht. 
entgelte bei Referenztarifen jeweils höher ausfallen als bei den obligatorischen Margentarifen. 
Doch dies liegt in dem nur empfehlenden Charakter und vor allem dem Bildungsverfahren von 
Referenztarifen begrUndet>l'. Diese werden zwischen den nationalen Berufsorganisationen des 
GUterkraftverkehrsgewerbes ausgehandelt und berllcksicbtigen in ihrer Referenwplik vor­
nehmlich Anbietergesichtspunkte. Die tats3chlich am Markte gebildeten und durchseubaren 
T ranSpOrtpreise weichen zumeist deutlich von denjeweiligen Referenztarifen ab. Aus Angaben 
der Bundesanstalt fllr den Gllterfernverkehr lassen sich ror 1982 im deutsch-danischen. 
deutsch-britisChen und deutsch-irischen StraßengUterverkehr je nach Glllerklassc durchschnitt_ 
liche Abweichungen nach unten zwischen 180/, und 42 ~/~ ablesen. Abweichungen vom Durch­
schnill sind dabei sehr h3ufig und weisen eine erhebliche Schwankungsbreite auf. In Einze1fal­
len liegen die Referenztarife 70"10 hOher als die Marktpreise"'. Die breite Streuung belegt, daß 
eine im wesentlichen freie Preisbildung auch im StraßengUterverkehr Flcxibilitllt auf der 
Anbieter- und Verladerseite schafft sowie spezielle Erfordernisse und Gegebenheiten der Trans­
porte gewicbtet und somit über atloka tionsgerechte P reissignale die Marktaktivitaten der 
GUterverkehrsunternehmen auf die vergleichsweise dringlichsten Ikdarfe lenkt. Die bei Refe­
renztarifen eintretende Differenzierung der Preis,struktur dU rft e zudem die Meinung wider­
legen, daß die Marktmacht der Verlader frei gebildete Transportpreise unter die Kosten gutge· 
fOhrter Umernehmen des SlraßengUterverkehrs zu drucken tendiere. Die in Unternehmensbe· 
fragungen geäußerte Zufriedenheit mit dem ßetriebsergebnis sowie die anhaltend aufwarts 
gerichtete Entwicklung des Anteils des deutschen GUterkra ftver kehrsgewerbes an den Verkeh­
ren mit Referentta rifen belegen zudem, daß die Preisbildung, die sich im Verkehr mit DlIne­
mark, Großbritannien und Ir land eingestetlt haI, mit den Interessen der Unternehmen in Ein­
klang steht''') . Die Marktcrgebnisse, die sich unter Referenztarifen einstellen und aus einem 

17) Vgl. Anitel2 der V .. "'dnun, (EWG) Nr. 1,68l1l. 
18) Vgl. /k1~ .... ff .• Reaul.,;"n,politik ...• 1.1.0 .• S. 204 If. 
19) S,.,i01i..,1>< Uberp<ofung<n d.r Ab .. ei<hun, en d.-r Mlrk,prti"'vond<n Rd.r<n"arif.n finden oich 1>oi Willtkr. R .• 

8<t~ItI. 11., ff"",ntf", 11' •• R.i.r.., .... il. IOr d.n Cot ..... kehr ( _ Kommi .. i,," der Europaische-n Gemeinscholt<n 
SammlunlS.udien, Reihe V.rkehf. Nr. 6). Lu •• m\lour, 1982. S. S8ff.; Baum. ff .• ""',ibi~tiesan~ Umillol R<lull: 
'io~ in.Tran,,,,,,, PoIiey. in, European Conl« ... ". orMini" ... olT .. ruport (Hnl .). P""ibili,i .. ot>d LimitS 01 Ro,u . 
I""~n 'n Trlß'pon POliey(ECMT.Round T'b1e62), Pari. t9!ll, S. 96ff.; &Ultl. 11 .• I>«o,ul .. ;"n ...••.•. 0 .• S. 341. 
J<)W,. Llpp<JJdt. M .• T.rifbikl"IIJ .••••••. 0., S. 19. 

40) V,I. LlppOldl. M .• Tarifbildu"l .••• 1.1 .0 .. S. bl f. 
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funktions fahigen Preiswettbewerb resultieren, scheinen die Forderung nach einer generdieD 
Einführung von Referenztarifen ror alle grenzllberschreitenden Relatiommllrkte zu stlltzet\. 
Doch hier sind ßedenken anzumelden und zu IIberprUfen. Denn die Referenztarife bisherige!' 
Art haben die I ndikator- und Markttransparenzfunktion nur unzureichend erfllllen können . Sie 
waren bislang nach Niveau und Struktur kaum ein Spiegelbild der Marktlage und stimmten nur 
in seltenen Flilt en mit den zustandekommenden Preise überein'"_ Nicht ralsche Preisempfeh­
lungen, sondern die Möglichkeit zur freien Preisbildung hat sich bewährt und ist zu fördern. 

3.2.3. Fehllenkende Angebo!ssteuerung unter obligatorischen Tar ifen 

Das Marktergebnis, das sich an den Re lationsmarkten einstellt, fllr die obligatorische Tarif~ 
gelten, ist in weiten Teilen unzureichend. Die Richts3tze'" der verbindlich einzuhaltend~fI 
Tarife, die aufgrund des vorgeschriebenen Bildungsverfahrens auch Argumente der Verladet 
berilcksichtigen, liegen unterhalb der Referenztarife, zeigen aber auch untereinander erheblielle 
Unterschiede. Diese Disparitaten beruhen auf den je nach nationaler Herkunft der TranSpOrt' 
unternehmen abweichenden Kostenbelastungen. Soweit es sieh dabei nicht um natllr liche, soil' 
dern um kUnsdiche, administrierte Kostenunterschicde handelt, finden sie sich in den mit einCt 
Libcralbierung einhergehenden Harmonisierungserfordernissen. Die in den einzelnen Tarif, 
werken voneinander abweichend festgesetzten Entgelte für Beförderungen gleicher Güter 
schaffen unterschiedliche Ausgangslagen im Wettbewerb zwischen den europaischen Produk· 
tionsunternehmen. Da die Minusmargen von Frachts3tzen des Reichskraftwagentarifs (RKn 
oberhalb der obligatorischen Tarife des grenzllberschreitenden St raßengUterverkehrs liegen, 
können sogar deutsche Hersteller am heimisch·en Absatzmarkl durch unabgestimmte nationale 
und europäische Regulierungen schlechter gestellt sein als Konkurrenten aus anderen EG-Llln· 
dem' ''. Dies zeigt, daß Diskriminierungen von Herstellern am gemeinsamen Binnenmarkt nUt 
dann vermeidbar sind, wenn die einzelnen nationalen Ordnungen und die gemeinsame europäi­
sche Verkehrsmarktordnung einem einheitlichen Konzept entsprechen. Sollen durch die Tarif. 
gestaltung die vergleichsweise kostenungtinstig produzierenden Verkehrsuntemehmen 
bestimmter Lander nicht von vornherein von den bilateralen Relationsmarkten ausgcchlossen 
werden , so mtlsscn die festgelegten Frachtentge!te an deren vergleichsweise hohen Kostenlage 
ausgerichtet sein. Von der Ges.amtheit der so gesetzten Tarife gehen dann falsche Preissigna!c 
aus. Beispielsweise werden deutsche Frachtführer gleich weite Transporte nach italien eher 
du rchführen als nach Frankreich, wenn sie aufgrund des höheren Niveaus des deutsch­
italienischen Straßcnglltertarifs (DlSn für die Erbringung k05tengleicher Leistungen hOhere 
Gewinne einfahren können. Nicht Ver laderwtlnsehe, sondern Kostenvorteile französischer 
gegenüber italienischen Transporteuren lenken dann die Aktiviuuen deutscher Unternehmer 
vom deutsch-französischen zum deutsch·italienischen Relat ionsmarkt. Diese Tendenz wird 
alle rdings durch den Bestand an jeweils geeigneten Konzessionen begrem:t. Auch hier zeigt sich 
ein Wechselverhattnis zwischen Preisintervention und quantitativer ßeschrlnkung. 

41) MOllkht.it.n ';""r ,u);onfti, mork,n:lh .. en Ge",I'"1IJ der ReI ... n". rif. di,kutiert Ba~m. 11 .. Der'lulal;"B ..• , 
• .•. 0 •• S. 4711. ",wH: &~m. 11 .. Re.ulo'ion.politik •••••.•. 0 .• S. 206f. 

41) Nach "rt. 9 <kr V .. otdnUnl IEWQ) N .. lS68/8l ajl, nun_hr ein Rleh, .. " mit ei""rn Mar,.nbllnd von ± " ... . 
Zu .......... n die obli .. ' .... I"'b.n Taril •• lt HOCh",:",. mit .; .... 2l.pro,rn'i,on Mi"umrar,. au"u, .. ,.I'en. 

43) M;'llei.piolre<hnunlrn bck3"ndin, Wjlltk~. R .• Schjld. 0 .. lI'~mer. M .• Zur über.li,l"u"I ... , • .•. 0 .• S. IOlft. 
""';. ~~njIJs. fI. sr., tnterna,ional GoodSTflMj>Ofl: R.,.t .. ion. In' Euro"".n Conler<n<e of Mini"«. ofTron,· 
port (11"$.). Tl>e " •• Iualion Of Po" a t>d Fu'u,e Tran."",t PoliO}' Me .. ur .. ( .. Ten,h tn .. rn.,i"".1 S}mpo,ium on 
Theory .nd Practk. in Tran.p<>" &:on"",k.). P.d, tm, S. 21H. und S. 22 fr. 
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SICUCß)'5tcm und SlcuerbelU lllngsniveau. arbeitsrechtliche Regdullicn und Umwell$(:hull­
lunagcn neben bewußten politischen PraJerenzm und historischen Besonderheiten durchaus 
auch Unterschiede in den Yolbwiruchafllichen Knappheiulagen und Produktivi!!ltsverhlUtnis­
sen wider. die nur in uitfordcrndcn Anpas.sunpprous.sen durch Faklormobililllt und Technik-
transfer verrin,c" wuden kOnnen. . 

Die 8ehandluß& der HarmonisieruDg im Sinnt einer AngLeichung von Rechts- und Verwal­
tUßgsvorschrirlen zur Eliminierung von Weubewerbsstorungcn hat deshalb bei der Realisie· 
rung des EWQ·Vertrages und insbesondere bei der Vollendung des Binnenmarktes eine allse:. 
meine und eine besondere Seile, wobri neben der marktOkonomischcn ßqr1lndung die Anfo,­
derungen ausreichender politischer Konsensfllhigkcit , rechtlicber Praktikabilitllt und 
administrativer Umsctzbarkeit ,tehtn. Geht es einmal um die Formulierung einer generellen, 
grundlegenden Bedingung ftlr das Funktionieren des gemeinsamen Marktes (Art.loorf. 
EWG_V), so gehl es zum weiteren um sektorbnogene Programme zur konkreten Umsetzung 
des Gtundsanes. Ein besonderes Problemfeld kann sich vor allem dann bilden, wenn im Zuge 
der ErfUllung des EWG·Vertrages Liberalisierungsschriue erfolgen und damit eine wesentliche 
Ausweitung und I ntensivierung des WeUbewerbs durch Unternehmen anderer Mitgliedsstaaten 
ein tritt. Dieses Feld, bei dem mehr Markt nach den Wettbcwerbsbcdingungen fragen IIlßt, 
betrifft die gemeinsame Verkehrspolitik mit dem Ziel, einen freien Verkehrsmarkt herzustellen. 
Liberalisierung und Harmonisierung werden zu eir:em verkehl"$politischen Begriffspaar . 

Die ordnungspolitischen Wechselbeziehungen zwischen Liberalisierun&5S'=htillen und Barmo­
nisierungscrfolgen werden in der deutsehen Verkehrspolitik und auch in der Verkehrswissen. 
schaft scit den ersten Dcregulierungsanslltten zu Ilcginn der 60er Jahre intensiv diskutierl'" und 
zwar sowohl rur den Binnenwettbewerb der Verkehrstrager - besonders fUr das Schiene-Straße­
Problem - wie auch rUr den Wettbewerb zwischen in- und ausländischen Unternehmen. Als 
fruchtlos erwiesen sich dabei globalisierende und generalisierende Forderungen hinsichtlich der 
Abfolge von Fort5chritttn in dem einen und anderen Bereich. Vor allem die scheinbar perfekte 
POSition, zuerst müsse eine voUstAndige Harmonu ierung ausgeglichene Wettbewerbsvorausset· 
zungen schaffen, bevor dem Wettbewerb zusäuIicher Spielraum gegeben werden dOrfe, wurde 
dem komplexen Oestaltunl!Zusammenhang oicht gerecht und erwies sich praktiseh als Hand· 
lung.sbn:msc. Tal$.lchlich sind die einteinen Sathverhalte und Abha.ngigkeiten von so unter­
sehiedlicher Art und von so unterschiedlichem Gewicht, daß die Anderuns; durch Angleichuns; 
nur in einem s;cstufttn Prozeßablauf erfolgen kann, der in zielgecis;neter Weise die Bedingungen 
und Wirkungen verknüpft und beobachtbar macht. 

- 4.2. fll1rmoni$ienmgsmqßnflhmen 

Ein Harmonisierung.spro!eß llIuft sehon seit mehr als 20 Jahren, al1erding.s mit großen Unter­
brechungen und lange ohne durchsetzbares Konzept. Das Problem und gerade auch sein politi­
scher Aspek! waren von Anfang an gesehen worden. Die Kommission, die bestrebt war, die Im 
EWG·Vert raa gefordene gemeinsame Verkehrspolitik auf dem Weg einer Integration der 
nationalen Ordnungen durch den Einsatz marktwirtschaft1icher Regeln anzustoßen, bekam das 
Harmonisieru ng.sargument als Abwehrreaktion der nicht libcralisierung.sbereiten Staalen zu 

(9) VII. ~ .•. PNdIJloI. A .. V~,k.h .. poIi'lk. 2. "un., GOllln •• " 1966, S. 292 Ir., )%9 11. : MQIIn-II""..,~~. E.. 0'0 1I00mo-
nl.I ..... ". d .. W.Ubtw.rb.btdin"", .. " Im V .. hk<, In: Di. But>dnbalu>, )9.1 •. 119ß), S. 41--4). Zu", Ik"lrrd.rt 
11""'001101""0' •• 1. luch L«h~", N., Wo. bedeu'en oll. Ik.tl«~ 1I00monisit1un., Koordlnlt1u". UM •• "'.In ...... 
PO\ldk Ind." Eu,o"ai"'h .... V.ml.en'. In: z.clt",hrlft rUc<Il.,esaml.Slaa" ... iue"",hlf,. 11 B. Bd. (1961). S. lS-'l. 
In"," •. S. 010-42. 
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spUren; dies brachte zahlreiche VOf1Chlllge hervor. Der tunkhst vielversprechenden Harmoni­
sierungscQlscheidungdes Rates von 1%5"' folgten aber nur punktuelle Regelungen. Der politi­
sehe Wirrwarr zu Beginn und die ruessive Wachslumsschwllche ab Mitte der 70er jahre bewirk­
ten dann auch eine Stagnation der EG-VerkchrspoUtik. Die Neuformierung begann in den 
ersten achtziger Jahren, und sie erhielt durch den Europliischen Gerichtshof unObersehbaren 
Auftrieb. In den letZlen ein bis zwei Jahren sind wesentliche Fortschrilte auf den scitlangem 
slrukturierten Linien der verkehrsmarktrelevanten Harmonisicrung erreicht worden. Sie 
betreffen \·or allem die arbtits· und 50zialrechtlichen Regelungen sowie die Frage der Maße und 
Gewichte von La$lkraftwagen"". Wichtiger Regelungsbedarf besteht aber noch bei den steuer­
lichen Aspekten der Wellbewerbsbedingungen. Auf diesen ßereich konzentrieren sich seit der 
Ratssitzung vom 30. Juni 1986ttl die Aufmerksamkeit und vorbo:reitende Aktivitäten. Der Kern 
des Problems, die Ann~herung der kostenwirksamen ßelastung aus der Kraftfahrzeug- und 
Mineralölstcuer, bietet einige Schwierigkeiten. Aber auch die PrOblematik der Subventionen 
(lnvestilionshilfen) darf nicht verkannt werden. 

Die spt2ifische Besteuerung des Kraftverkehrs iSl ein Ausschnitt der nationalen Steuersysteme, 
was diesen Punkt mit dem viel weiterreichenden Aufgabcnfeld der Steuerharmonisierung ver­
knUpft. Außerdem bestehen für die ßegründung der Belastungen und fOr die Verwendung der 
Einnahmen unIerschiedliche Leitbilder und Praktiken. Ober den Finan!ierungsaspckt erschwe­
ren die in einigen Staaten erhobenen Straßenbenutzungsgebühren die Formulierung einer allsei· 
tig akzeptablen LOsung. Wenn aber hinsichtlich der fiskalischen Belastungen ein tragfähiges 
Angleichungskonzept gefunden lind durchgeset~t wird, dann kann _ was den gemeinsamen Ver· 
kehrsmarkt angeht - nur noch VOll eincm Restharmonisicrungsbedarf gesprochen werden, der 
sich erst nach einer Liberalisierung im Wellbewerbspr07.eß selbs t herausstellen und eventuell 
gemeinsame oder auch eintelstaatliche Anpassungen der Rahmenbedingungen hervorrufen 
kann . . Es sollte dabei gtSChcn werden, daß sich f.lie Harmonisierung nur auf die gemeinsam 
gewollten Standards beziehen kann; weitergehende, von einteinen Mitgliedstaaten ventetene 
Ansprllche dOrfen dagegen nicht als Argument und Instrument gegen die MarktOffnllng als 
Voraussetzung fOr Bildung, Weiterftlhrung oder Vollendung gemeinsamer Markle verwendet 
werden. 

4.3. Welllx""-erbsvtrurr,,ngM (lu/grund Itnlersdiedlicher Krl1ftfl1hruug-
und Mintl"l1fDlsltllus4l:t 

Die bisher nicht erreichte Annäherung der Kraftfahrzeug- und MineralOlsteuern fIlhu zu Well­
bewerbsverurrungen, diesich als unterschiedliche kosten wirksame ßelastungen bei den Unter­
nehmen zeigen. In Tabelle I sind diese Wettbewerbsvct7.errul\&en als Nachteile (-) und Vorteile 
(+) berechnet, die rUr ein Un ternehmen aus der Bundes republik Deutschland gegenüber seinen 
Konkurrenten aus den anderen EG-Mitgliedsl4ndern sowie den Nachbarstaaten Schweiz und 

~) Hormorsisitru"~."ocIIrid ..... <let EWG.om 1). Mol 196' 16$' 271IEWG). AIII Nt. "vom 2-1.'. 1961. s. UOO/65. 
SI) VII. V ...... dnuD. IEWG) S4J/69<1tt Ml,n '0'" U. Ma .. 1969ab<rd .. 1tarntOni .... u ... bnlimm,.t Sori.lYor",htlr.o" 

'''' Slt.ßnt>crkohr, "81 No. L 77 _om 29.J.I969. $. 49_n: Vcrot<!Jtun. IEWG) Nt. lnG'" <In R ..... om 10. 
De.t1tlbc< 198' abn d'o Ib,monl.iotun. bestImmt .. $o,III.o ... " htlr.." im Sr,. ßnt .... k<ht. A81 1'1 •• LJ10 ."", 
l'. 12. 198'. S. I: Mich.I," .. dn MI .n."", '9. I><<<rnbcr 1914 Ubn d,OCt ... l<h ...... bme>.tun ..... uM b«timmt,"o<kre 
'cclmi .. h.M ... kmlkb«timmt., F.h ... u .. <lnGa ... k .. r. ... k.hntS")/I!WG) .... 111 Nr. 1..2 'Om J. l. t98', $. 1'= 
Mich.!;"I. dn 11.11<1 ..... 2-1. Juli 1916.u, And<r" ... <kr Richtlini. B"J/I!WG U\>er 01 .. o..-ichl<. A~ ... un, ... und 
bellimm •• ondtr. ,..,hni .. h. M .. kml'o ...... Imm'.' r.hr .... '. des OO, .. b.rt ... k.htJ .... 01 Nr. L 217 vom l .•. 1986. 
S.19. 

52) R .. der I!ueopll",hon Gcm.ln ...... rt.". Ct".ral .. k«II.III . Mill.llun, on die P, .... 788l/S6{I'r .... l().1l. Foti ... · 
Wnl d .. 1090. To, u".d •• 11.0'''· V.,k.hr· Lux.mlN, •. <Ion )0. Juni 1916, s. 6. 
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4.4. Li~'Qlis~runBsmt{/Jlluhmf!n 

Die Liberaljsieruna: der EG-Verkehrsmarktordnußg hat durch das Urteil de$ Europ~i$Chcn 
GerichtShofes zur Untlltigkeit.sklagc neuen Antrieb erhalten, indem dem EurOplliKhen Rat auf. 
erlegl wird, die im EW(j.Verlrug vorgeKhene Dim51kisulOgsfreihcit auf dem gebiet des inter­
nationalen Verkehrs zu BcwlllrlciSlcn und die Ikdingungen filT die Zubuung von Verkehrs. 
unternehmen zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates in dem sie nicht anslIu ig sind, tU 
benennen. 

Die Reaktion des Rates auf das Urtei l tur Unlllligkcitsklagc CTfolglc auf sciner Sitzung Im 14. 
November 1\l8SU 1, Der Rat beschloß l\If Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik drei 
Maßnahmen, die cr als seine $<:hluDfolg«ungcß zur Umsetzung des Urteils des Europlli$Cllen 
Gerichtshofes verstanden wi!Jeß mOChte: 

(I) Errichtung eines freien Marktes ohne mengenmllßige Btschräntungen im Ocreich des Ver­
kehrs bis Splltestens 1992; 

(2) schrittweise Anpassung der bilateralen Kontingente, so daß keine Diskriminierungen mehr 
bestehen und Entwicklung der Cemeinschaftskontingente sowie 

(3) Abbau der Wettbcwerbsverzerrungen w~hrend der übergangszeit_ 

Diesen Maßnahmenkatalog hat der Rat in seiner Sitzung vom 30. Juni 1986") noch einmal 
beslllti8t und ferner die j!lhrliche Erhöhung des Gemeinschaftskontingems um 40 'l, em­
schieden . 

Einen zweiten wichtigen Liberalisierungsaspckt stellt die Dcregulierung der Tarife dar. Diesbe­
züglich liegen derzeit weder vom Europäischen Rat noch von der Kommission Verlautbarungen 
vor, da die gegenw:lrtig gOleige Tarifverordnung bis zum 31. Dezember 1988 .. 1 gilt. Prinupiell 
ist die Tarifliberalisierung btreits vollzogen, denn die Tarifverordnung sieht als Normalfall 
Referenttar(fevor, wahrend Margentarifenur im Ausnahmefall zur Anwendungkommen. Ziel 
des Europlisdlcn Rates sollte es sein, in der neuen Tarifverordnung diese Ausnahmefalle zu 
vermeiden. 

Als dritter Aspekt der Libera lisierung ist die Forderung nach EinfOhrung der Kabotage zu 
sehen, wic sie der EWG-Vertrag und das Urteil des Europäischen Gerichtshofes fordert. Eine 
Entscheidung des EurOpäiSChen Rates liegt noch nicht vor. Bisher wird lediglich ein Vorschl:tl 
der Kommiss ion d i$li:utiert, der im Anschluß an einen grcnzOberschreilenden Transport zwei 
Kabotagefahrten vorsicht. Andere VOrKhl:lgc gehen von nur einet AnschluOl:abotage aus. 

Weitere Libcra.lisierunIJmaßnahmen sind bei der Grenzabferligung und den Freimengenrege. 
lu~n beim GrenzObertritt notwendig. Entsprechende VOrKhUlge der Kommission liegen im 
Weißbueh'lI! und sp:lteren Kommwionspapieren vor(z. B. 6001 Freimengenregelun, fOr Kraft-

Jl) GtMtal .. k'flNIIoI "'" RI". Sltrun'odokurn.'" ONSJTllANSIIJlJ, Ika ... t, 14. ~btr 19U (Ila • • : Enl..-\ck­
lun, dtr «mftnwntrl V .. kth,..,.,tl'ik _ S<~lußf ........ ",... .... Rl ts .ur Uln><llun, dn E..oII·Unril.). 

~) R., dt< E...opllSOhenGtm<lnschof, •• _ Gmtro.bckmllil'. Mi".ilun, lndie "' .... 188J186(I" .... (04). FO .... I • 
• un,d.r J09ß. TI,un. <I<t RI'" _ V,.teh. _ LlIHmllur, . <Im W.lu"! 1986, S. 4 f. 

") V .. ordnun, (EWO) N,. UMlIl Oboe die 8ildur\J .tel Berördernn, .. ",,<),.lm COI .. kraflv.,k.~, •• IICh ... 11m Mi, . 
,n.duul<. vom I . o.umbe. 191). A8l Nr. LlS9 "'m 22. o. .. mbtr 1981. 

U) V.I. KommlSllonder Europaloch.nCnnelnocuflen. Vollendun,d .. Dinn.n ..... , k' • •. WrißlIuc10 der Komm!!.lon.n 
den Eu.of"lbd .... Ra,. Lu.embu,. I"J, In' ..... Anhu, S. 14 fr. 
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storfe bei Nutzrahrzeugen),n . Die diesbezllglichen Entscheidungen des Rates stehen jedoch 
noch aus. 

5. Auf dem Wege zu einer gemeinsamen Verkehrspolitik 

5.1. V~rbhf$Wiflschoff lind Ve'k,hf$ge~rlH im An{HlssungsprQzeß 

Unternehmen, deren HandlunIJ' und Entscheidungsspielraum durch staat liche Regulierungen 
- ecwa der Preisbildung. der Kaparit:lubeme$5ung und der mengenm:tßigen Angebol5planung 
- beschrlinl:t iSl, mOssen sich in einer Bedingungsl:onstel1ation bewegen, die von der Normal_ 
lage marktwiuschafllicher DispositonsmOglichl:elten abweicht. Das bedeutet aber I:eineswcg.s 
notwendig, daß die Unternehmensfohrung dadurch vergleichsweise leichter und problemloser 
wllre. Die Schwerpunkte sifld allerdings verlagert: Rastloses Ausspähen und Ausnutzen der 
bestehenden Spielraume bis in die Randzone der Legalität und das Leben mit Kon trollen und 
Sanktionsdrohungen haben ein hohes Gewieht"lI!. Werden damit auch ganz spezielle unterneh. 
merische Fähigkeiten gefordert und entwickelt, so können auf der anderen Seite die er fahrungs. 
abMngigen Kenntnisse und Fertigl:eiten des normalen Mar l:\Yerhaltens, das wesentlich die 
eigenverantwortli che Gestaltung der Aklionsparameter Preis, Menge und Investition einbt. 
z.ieht, mehr oder weniger verblassen oder verlorengehn. Unternehmen und Unternehmer 
erscheinen dann ror eine Deregulierung und for den Sprung ins kalte Wasser regelmaßiger Wen_ 
bewerbsverhJltnisse schlecht vorbereitet zu sein. Man konnte daran denken, rllr eine urn- und 
übergangsphase einen auch marktwirl5chaftlich vertretbaren temporären Enlwicklungsschul1. 
zu geben, etwa durch Mindestpreise, anspruchsvolle ~ubjektive MarktzutriUsbedingungen oder 
kartdlrechtliehe Konzessione.n. 

Es i~t allerdings wenig wahrscheinlich, daß fllr d ie Anpassungserfordernisse nach einer Deregu. 
Iierung der deu~chen und europlIischen Verkehrspolitik von "Marktentwöhnung" als einem 
nachhaltig bedeutsamen Problem gesprochen werden kann· ... Dagegen stehen schon die Dere­
gulierungscrfahrungen aus Großbri tannien , Schweden und den USA. Ferner sind viele deutsche 
Verl:ehrsunternehmen mit westntJithen Teilen ihrer Aktivitllten auf freien oder vergleichsweise 
freien Märkten in oft besonderl intensivem Wettbewcrb Ilitig. Dies gilt einmal für die inter. 
nationalen Transporte, dann aber auch fOr die Angebote erg:l.nzcnder oder SOlUtiger Dienste 
aus dem breitcn FlIeher speditioncller und logistiSCher uistungen. FOr das deut.sehe Verkehrs· 

S7) KollI .......... d<t ll. rOpliocben Gtmn ..... fI .... Vo .. ehlq rOr ri ... Ric:hl~ftie .... Rot ...... Andenon, der Rld>IIinio 
6I!m/ EWC ..... V .. ri ...... lidtun' der vo .. chrifl ... Ibn die Ibpbenl"rie Eiftr~llr .tes;a den Hlupurribo<oflbdLlJ-
lemder N""t~flfw .... ,. .. ,IWI""" T.ribo<off . ...... S. JuoIi 1986, KOM (116)313 • ..,s, .. A8l N,. C 112 ..... 22. J uli 
19U. 5. 1. 

13) Val. willtb. R .. a..-. H .• 11_. IV .. We1lbewnlK.-i,kun,... ...... ochiod\id>n frach' ... bildu ..... .,.. ..... indt< 
Binn<ntctliffallrt _ OnFaIIOb."hriakx.. ow..._r 1911. 5 . IOff. ; WU'"~. R .• Zideu .... "'obInoICria .. Lib .... li· 
..... a' <in" V .. kdrr,prrioblldu." In: On Nieden"tIoIochr Minbw fo. Winoch.tJ, und Verkehr (11 .... ). SymPOO;OII 
We1' ........ b . .. ••. I .O .. S.6oI . 

S9) Das Im PrO&<lmmdt< EG.Qra .... ___ M .. tlbeobOldl'u.' ... ., ........ ochcin' _lidern Obku.lionlSl&l>d ...... 
,b<o<iq<>lOIl'" Konorpc lufwend" und kaum hilf'''''II. Weder ill die VorllellultJl da,Obn, ~ ab Ma,bllOruftl 
,e~<n 00II. 1b$.klJrt. nocll Dbtr ........ Zulllodi. kri, und V.,f.llr ... dt< Inle",.",;"". Eine .innvoll< uod .. Jicbi,e 
Morkl~hl"", da.f ... 11, ' uf dl. ObnIlJ.<:I><n<' .. hrinu .... n d .. K'palill'''' und Kopazi'aunUlzu", r .. ion "'n, 
IIORd<rn O'IuO die FunkrIon.· und ".""'U"I."'ri .. d .. Markl'Yil.m •• u ••• t,,; ..... v.rll'lOf;,n. DUII ,au" kri" 
_Beobo<k'u . ... , ... "," , d •• be,ri.llftend .. ", .... ..,f .... in die NO<hNlodlafi 'u . inem _K.i..-"""",o,...,.nl- 1 .... lk 
lu . ..,n60r •• Ur Markutruk .. ,· uod M.,k,ptoltllfor .. llur\J. V,I .• um Enl..-\cklu"l<uo..t "'" _,...-... ,..., Mark,be· 
oba<;hlurlJ'.y ........ IlnLKhlirilu". d .. RoI .. Vom I'. Juni t986.u. V .. lln .. runl <ks Ma'k'b<ob~h'u .... y.I .. , .. our 
dem G<birl 4H Ili$<flbohn .• Sr.oOen. und Binne"ochlff'IUI<.v .. k<b .. ".il<lI<n d ... Mi'alkd'I.,'en. ABI Nr. C 160 
vr>m 17. Jun; 1986, S. 2. 
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" 
gewerbe darf zudem davon aU5gCSangcR werden, dall Unternehmer. die im OrdnunpgestrUpp 
und Konkurrcnzlabyrinth der leUlen Jahrzehnte leben, expandieren lind wC1lbcwerbsl'ahige 
Betriebs- und Umernehmensgro/kn zusammen mit immer besseren Ltisluqskombinationen 
realisieren konnten, roT die Anforderungen des normalen MarkIgeschehens gut gerüstet sind. 
Beim AufspUren VOn SchlupnOchern, von VCTmeidungs_ und UmgehunpmO,liehkeiten und 
bei der regulieruns.sabh!lngigen Entwicklung von "unkonvenliondlcn LOsungen" ist viel Intel­
ligenz, Er(jndußgsgabc und Rbikobcreitschaft an falscher Stelle und in falscher Riehwngeingc­
selzt worlkn. Die vOlhwirlSChafllichcn futrakoslen, die aus den Handlul\g$beschranlcußecn 
der Regulicrun8 folgen, werden durch diese Anstrengungen reduzicn. aber mullrlich nicht voll 
;\ufgdangen. Denn das relative K05len- und Leistungwlltimum, das in eineT durch Besehrln­
kungen dC$ marktwir\$chaftlkhen Aktionsradius belasteten Konstellation erreicht werden 
kann, ist langOnstiger als das Optimum, das bei freiem Einsatz der Marktparameter realisiert 
wird. 

Die marktgebotenen Anpassungsprousse sind gegen alle auferlegten Behinderungen Khon so 
weit fortge$chriuen und die neuen Angebotsstrukluren erscheinen bereits so deutlich vorge­
pr:!!:t, daß heule nur noch zurÜckhaltend über eine Strategie planm3ßigeT Verzögerung disku. 
tiert werden kann. Die Phase unsicherer, in der Schwebe gehaltener Rahmenbedingungen 
würde noch weiter verlllngert; die Friktionsverluste aus Unsicherheit und Überhöhten Investi­
lionsrisiken w!lrell dann unnOtig hoch. Unklare MarkUignale belasteten die Wahrnehmung von 
Rationali sierungsmOglichkeiten und die Investiliollsplanung. Dies müßte di e Knnkurrenzfllhig_ 
keil des deut$Chen Gewerbes gegelluber den ausillndischen Weil bewerbern mindern. Da inter­
nationale Konkurrenzverglciche der Leistun&$fähigkeit in Zukunft bei SChrittweiser Herstel· 
lung von Dienstleistungsfreiheit im EG·Raum noch stark an Bedeutung gewinnen werden, sind 
alle Einrichtungen und Maßnahmen mitäutkrster Skepsis zu betrachten, die die Flexibilität und 
dynamische Effizienz der deutschen Unternehmen bttintrllchtigen könnten. Ein hohes Maß an 
Gcstaltungsfreiheit muß insbesondere fÜr die Betriebs_ und UnlernehmensgrOIk, fO r Betriebs. 
und UnternehmensveTbindungen sowie fOr die Kombination der aTl8ebotenen Dienstleistungen 
bestehen, um alle erreichbaren Kosten-, Leistungs- und ErlOSvorteile des Kapazitll uumfangs, 
der Produktionstiefe und der LinksbOnddung ausschOpfen zu kOnnen. Die volle Nutzung sol· 

, eher "economies of seopc" schließt z.8. auch aus, die Kombination von Spedi tions- und 
FrachtfOhrerfunktion administrativ tu bel;hrlinken04l. 

Eine Politik der Deregulierung ist tatslIchlieh schon recht gut vorbereitel , besser ab oft ange­
nommen wird. Die Unternehmererwanungen gehen in Richtung Liberalisierung; man hat sich 
weithin auf sie eingestellt und die technisch-organisatoriscbe Rationalisierungsanstrengung 
beschleunigt. H ier und da werden im Organisations-, Beteiligungs· und Kooperationsbereich 
sogar vorausschauend Vorkehrungen getroffen, die sich mit großer Wahrscheinlichkeit kurzfri· 
st ig noch nicht oder nur mllßig auszahlen, dagegen aber für die nachhaltige Wetlbcwcrbsstllrke 
und besonders ftIrdie Ikteiligung auf den Wachstumsmllrklen der hochwertigen Dienstleistun· 
gen und Komplcltanaebote entscheidend sein kOnnen. Änderungstendenzen fUr die gewerbli· 
ehen Angebotsstrukturen zeichnen sich bereits deutlich ab. Diese lassen keinen einförmigen 
Konzentratiotuprozeß erkennen, sondern eine noch stllrkere funktionale Differenzierung und 
Schichtung erwarten. Die untetnehmensstrukturelle und organisatorische Neuformierung der 
Binnenschiffahrt in den lettten twd Jahrzehnten - einschließlich einer weitgehenden Lösung 
des Panikul ierproblems - gibt dazu einige Hinweise. Obwohl von der Sache her die Affini tät 

60) Diu wI, d . n' ...... 'OO'IlIrbtl. E .. Mod<!1 T •• n'p()I1bO ... - 0;. V .. k.h"m •• k,otdnun, d .. ZUkURfI, I>Ull<kIotf und 
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zwischen Transport, Spedition und Logistik bestehen bleiben wird, rocken einige Funktions­
und Iktliligungsschwerpunkte auseinander. In Abhllngigkeit von unterschiedlichen Bedarfen, 
Organisationsprliferenzen und Zahlunpooeitschaften der VCTladenden Winschaft wird es 
zwar zahlreiche überlinge und vielflhige Mischungen geben, aM der " reine" Spediteur, der 
Ilberwiegend als Logistikanbieter und Leistun~ermililer t!lt;g ist , gewinnt an Boden; die 
BcdeutuTl8 des Sclbsteint,;us beginnt, im Durchschnitt des Wiruchafuzweigcs rUckllufig zu 
werden. Die M3rkte fOr Subunternc:hmer dehnen sich dementsprechend al15. Dabei ist in erster 
Linie an T ranspordirmen, aber auch an Spezialisten etwa im Informatik-, Marketing. und Wer. 
bebereich zu denken. Der Wettbewerb muß allerdinp durchlässig bleiben. Er wirkt im Spek· 
trum von Verkehr und Logistik nicht nur auf der Ebene der Subunternehmer, sondern natOrlich 
auch zwischen den Speditionsfirmen, wobei die Unterschiede in den GrOßen. Leistungsstruktu­
ren und Organi$1ltionsrormen komparative Vorteile und Nachteile an die Hand geben. Ferner 
bestehen vielfllitige und abgestufte Möglichkeiten des Zutrius von Transportunternehmen zum 
Markt speditionell·logistischer Leistungen, und schließlich bleibt weiterhin das Korrektiv des 
Werkverkehrs erhalten. Die zunehmende Dynamik, mit der die logistischen Rationalisierungs­
schube auch in das Feld der bet rieblichen O rganisatiotustTukturen und Unternehmensverbin· 
dungen einwirken, verdient verstärkte Aufmerksamkeit. Der statische Ansatz verkehrsgewerb· 
licher Mittel$tandsanalyse und Millclslandspolitik, der sich vornehmlich an der Zahl der 
Beschllftigten und der verftl,ba ren Fernverkehrsgenehmigungen orientiert, verliert an Aussage· 
gehalt, Die neuen Formationen auf der Angebots_ und Nachrragese:ite der Verkehrsleistungs­
mllrkte versuchen, die Liberalisierung und den weiteren Bedarfs- und Nachf ragewandd zu anti· 
zipieren und dabei womöglich PO$itionsverst3 rkungen im Sinne gegcngewichtig ausgleichender 
Marktrnacht zu bilden. Dabei werden die noch wirksamen Regulierungen immer aufmerksamer 
aufSchlupnöther und Umgehungsmöglichkeiten abgeklopft, um auch jetzt schon das erreich­
bare Maximum an Fle;o:ibilitllt herzustellen, Nur selten kOnnen ~orgreifend e Wirkungen ratio­
naler Erwartungen in bezug auf eine Marktordnungsrdorm so deutlich wie heute im Verkehrs­
bereich beobachtet werden. 

So ist nieht nur der hier und da vollzogene Rückzug aus dem Werkverkehr bedeutsam, sondern 
eben auch die Tatsache, daß hochtarifierende Wagenladungsverkehre bis?;u einer weitergefllhr· 
tm Preisliberalisierung ausgespart bleiben·". Unangetastet und bei ansteigender Baukonjunk' 
tur mit angehobenem Gewicht bleibt aueh der sogenannte Fuhrmannshandel. Hier kann es eut 
dann zu einer Rllckbilduna kommen, die aus verlJocsserter Arbeitsteilung zu realen Kostensen· 
kungen fOhrt , wenn die Regulierung als Ursache fOr die Flucht in die ungewöhnliche Betriebs· 
förm entfällt. Bctrllchtliche Bewegun, und zum Teil aufsehenerregende Neuerungen pbt es 
dagegen schon auf dem Felde der Spedit ion. Die vollstlndige Obernahme umfassender Distri· 
butionsaufgaben ~on großen und bekannten Industriefirmm durch G roßspedition zieht beson' 
dere Aufmerksamkeit auf sich, Angesichts dieser Entwicklung werden die Kooperatiotubcst re­
bungen potenter Klein- und Mittdspedilionen mit besonderem InteTcssc beobachtet, deren 
wesentlicher Zweck es ist, die GrOßen· und Prllsenzvoneile der Spitzctupeditionen mit Nieder' 
lassungsnetzen einzuholen, um bei der Bereitstellung logistischer DieTl5le wettbcwcrbsfllhige 
Komplellangebote machen zu kOnnen. Großverlader werden diese: Entwicklungen mit Gelas· 
senheit auf sich zukommen lassen und die ausgeweiteten Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer 
Ikschaffungs· und Absatzlogi!tlk nutzen. Klein_ und Mittelverlader sehen dagegen eher einen 
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Dann lOst das bislang absehbare Liberalisierungsprogramm, roT sich gesehen, wesentliche 
Bestandteile einer solchen Politik noch nieht. Man könnte sogar befurchten, es stelle eine 
Erschwerung etwa ftlT die nachhaltige finanzielle Stabilisier.ung der Eisenbahnen dar. ganz zu 
schweigen von den Warnungen hinsichtlich der SlralJ.enbelastung, Verkehrssicherheit und 
Umwelt. Doch hieT liegen keine Gegenargumente. sondern wohlbekannte , bislang aber nicht 
oder nur unvollkommen gelöste Probleme. 

So ist fUrdie Integration der Eisenbahnen in eine Weubcwerbsordnungdic konzeptionelle Vor­
arbeit geleistet, die mit den StichwOrtern "spezifische VergUtungcn fUr öffentliChe Auflagen 
und Auftr!lge" und "Spartenerfolgsrechnung" angesprochen werden kann. Offene Fragen bie­
tet aber noch die Bemessung der mit dem Konzept zu vereinbarenden Weubewerbsspielr:iume 
besonders für die TarifpOlitik. Noch grOßere Schwierigkeiten beuehen für eine bedarfsgerechte 
Infrastrukturplanung, zumal hier eine Rückkoppelung zur Harmonisierung des Komplexes Fis­
kalbelastungen und Autobahnbenutzungsgebühren vorliegt. Aber auch für dieses Problemfeld 
kann, wie umfangreiche wissenschaftlidie Vorarbeit zeigt. eine Lösung der Planungs- und 
Finanzierungsprobleme auf der Basis einer Marktsimulation mit Budgetvorgaben gefunden 
werden. Diese Hinweise bieten nicht schon die greilbaren Lösungen; sie geben aber die Ricb_ 
tung an, die nach der praktischen und wissenschaftlichen Erfahrung LOsungen verspricht. 
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Ein theofetisches Modell ZUf Berechnung von Zeitlückenvefteilungcn 
in Abhängigkeit von der Verkehrsdichte 

VON DIRK HEIDEMANN, BERGISCH GLADßACH 

I. Einleitung 

Unter ZeitlUcke versteht man den zeitlichen Abstand eines betrachteten Fahrzeugs zum auf 
demselben Fahrstreifen vorausfahrenden Fahrzeug: üblicherweise werden Zeitillcken lokal an 
einem Querschnitt erhoben. Man bezeichnet als Brutto- bzw. NellozeitlUcke den zeitlichen 
Abstand von der vorderen bzw. hinteren Stoßstange des vorausfahrenden bis zur vorderen 
Stoßstange des betrachteten Fahrzeugs. 

Zeitlückenverteilungen _ also die statistischen Verteilungen von Zeitlllcken in einem Fahrzeug­
strom _ sind seit Jahrzehnten gmndlegender Bestandteil von Forschungen auf dem Gebiet des 
VerkehrSflusses. Eine umfassende theoretiSCh-analytische BegrUndung der beobachteten Ver­
teilungen gibt es aber bisher nicht. Vielmehr wurde in den meisten - wenn nicht in allen _ ein­
schllIgigen Arbeiten versucht. in empirisches Datenmaterial unterschiedliche Verteilungstypen 
einzupassen und die Verteilungsparameter zu scMuenu. Offen blieb dabei die ['rage, warum 
die jeweiligen Verteilungslypen die beobachteten ZcitlÜcken mehr oder weniger gut beSChrieben 
_ zumindest, wenn man von Randbedingungen wie z. B. dem FaU kleiner Verkehrsdichten. wo 
bekanntlich die Exponentia]verteilung vorliegen muß, einmal absieht. Insbesondere ist der Ein­
fluß z. B. der Geschwindigkeitsverteilung des betrachteten Fahrzeugstromes auf die Ver­
teilungstypen und ihre Parameter nicht bekannt. Dies ware aber gerade fü r einige wichtige 
Anwendungen von Zeitlückenverteilungen erforderlich. So mOchte man z. B. wisstn, wie sich 
Geschwindigkeitsbcschr:inkungen auf Zdtlückenvertellungcn auswi rken kOnnen oder welchen 
Einfluß verkehrsheeinflussende Maßnahmen haben. Dies ist sowohl für Oie Verkehrstechnik 
wie auch für die Beurteilung der Verkehrssicherheit von Interesse. 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist vor diesem Hintergrund eine lheoretisch-analytische 
Herleitung von ZeillückenveTleilungen als Funktion der Verkehrsdichte. Eine EinflußgrOße 
stellt dabei die Geschwindigkeitsvertcilung dar, die in einem früheren Beitrag" mit analogen 
mathematischen Methoden ermittelt wurde. Ebenso wie dort wird hier im wesentlichen voraUS­
gesetzt die Kenntnis 
_ der Verteilung der Geschwindigkeiten bei sehr kleinen Dichten, 
_ einer Funktion zur Beschreibun~ des Oberholverllaltens sowie 
- der Staudidlle. 
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